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Die wirtschaftäiche Lage der Strassenbahnen .
In einer heute abends abgehaltenen Pressekonferenz berichtete

Vizebürgermeister Emmerling über die wirtschaftliche Lage der Strassen¬
bahnen .In seinem Referat führte er aus :

Die jahrelange Wirtschaftskrise hat wohl am schwersten die
Verkehrsbetriebe getroffen .Die Millionen Arbeitsloser sind als Fahr¬
gäste verloren gegangen ,die Millionen Kurzarbeiter benützen tagelang
kein Verkehrsmittel .Die Schrumpfungdes Wirtschaftslebens führt zueiner
starken Verringerung des Verkehrsbedürfnisses .Das geringere Einkommen
der noch in Arbeit stehenden Bevölkerung zwingt diese zur grössten Spar¬

samkeit bei Benützung der Verkehrsmittel .Alle Verkehrsunternehmungen in
Krisenländern ,ob Eisenbahnen ,Strassenbahnen oder Autobusse,haben in
gleicher Weise unter der Krise gelitten .In Amerika ist der grösste
Konzern der Strassenbahnen und der Ekektrizitätswerke ( Insull - Konzern )
zusammengebrochen .Die Strassenbahnen der deutschen Grosstädte haben
schwere Fahrgästeverluste erlbtten .So hat die Berliner Strassenbahn

16 ' 8Prozent ihrer Höchstfrequenz verloren ,die HamburgerStrassenbahn
13 '2 Prozent ,Köln Al '6 Prozent und Leipzig 59 'FProzent .

Die Wiener Strassenbahn hat sich der Weltkrise und der beson¬
deren österreichischen Krise gegenüber widerstandsfähiger geseigt als
die deutschen Strassenbahnen .Es ist ihr gelungen ,seit fast 4Jahren
ohne eine Tariferhöhung und ohne nenneswerte Verringerung der Lohnansätze ,

nur durch grösste Sparsamkeitin der Ausgabenwirtschaftbis heute dienot¬
wendigsten Betriebsausgaben decken zu können .Freilich sind dadurch der
Industrie wichtige Aufträge verlorengegangen .Nunsind dieSchwierig¬
keiten so gross geworden ,dass neue Massnahmenerforderlich sind .

Die Wiener Strassenbahn und Stadtbahn rechnet im Jahre 1933
mit nur mehr l6 Millionen Fahrgästen ,das sind um 50 Millionen ( 10Pro¬

zent )weniger als im Jahre 1932 ,um 107 Millionen ( 1913 Prozent )weniger

als im Jahre 1931 und um188 Millionen ( 2916Prozent )weniger als zur
Zeit der höchsten Frequenz im Jahre 1928 .Die Strassenbahn hat also
fast 1/3 ihrer Fahrgäste verloren .Der Fahrgästeverlust gegenüber der

Höchstfrequenzmacht mehraus als zumBeispiel die gesamteJahresfrequenz
der MünchenerStrassenbahn ( 172Millionen ) ,oder 9mal sovielwie die
Jahresfrequenzder GrazerStrassenbahnund18malsoviel wie dieJahres¬
frequenz der LinzerStrassenbahn .

Entsprechend dem riesigen Fahrgästeverlust sind auch die Ein¬
nahmen gesunken .Die Strassenbahn rechnet im Jahre 1933 mit nur mehr
113 ' 7Millionen Schilling Gesamteinnahmen ,das sind um 12 ' 8Millionen

Schilling ( 10 ' 2Prozent )weniger als im Jahre 1932 ,2713 Millionen

Schilling( 19 ' 4Prozent )wenigerals imJahre1931undum3312Millio-¬
nen Schilling ( 22 ' 6Prozent )weniger als im Jahre 1930 .Der Einnahmen - ¬
verlust gegenüberdemnJahre 1930( 33Millionen Schilling )machtsoviel
aus ,wie die Entlohnung von 7000 Bediensteten ,das ist der Hälfte des
Standes ,in einem Jahre kostet .Wenn die Strassenbahnen ihre Personal¬
ausgaben im selben Ausmass herabsetzen müssten ,wie die Einnahmen gesun¬
ken sind ,so müsste also entweder die Hälfte der Bediensteten entlassen

oder das Einkommen aller Bediensteten um die Hälfte verkürzt werden .
Die Strassenbahn war bis zum Herbst 1932 imstande ,aus ihren

Betriebseinnahmen wenigstens die unerlässlichsten Betriebsausgaben und
die allernotwendigsten Erneuerungsarbeiten zu decken .Sie war aber schon

seit Jahren niht mehr imstande ,so viel zu verdienen ,dass auch im Umfan¬
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ge der kaufmännisch notwendigen Abschreibungen Neuanschaffungen( Investi
tionen )gemacht hättenwerdenkönnen .DieStrassenbahnhatalso
schon lange auf Kosten ihrer Substanz gelebt,was auch in denjährlich
aufscheinenden Bilanzdefiziten seinen Ausdruck gefunden hat .Damit teilt
die Strassenbahn nur das Schicksal der meisten Privatunternehmungen ,die
während der Krise auch nicht imstande sind ,so viel neu zu investie¬

ren ,als das Anlagevermögen entwertet wird ,und sich auch damitbegnü¬
gen müssen ,wenigstens die Betriebsausgaben und den Zimenn - undKapi¬
talsdienst ins Verdienen zubringen .

Nach den Wirtschaftsplan für das Jahr 1933 hat sich aberdie
Situation der Strassenbahn wesentlich verschlechtert .Wenn manauch
weiterhindieNotwendigkeitvonRücklagenundvonInvestitionenimUm¬
fange demAbschreibungenvernachlässigt ,so werdenden Strassenbahnenim
Jahre 1933 doch für ihre gesamten Betriebsausgaben ,dringendsten Erneu¬

erungsarbeiten undfür den Zuschussan die Pensionskasse1 )Millionen
Schilling fehlen .Dies bedeutet ,dass die Strassenbahnenvoraussicht¬
lich schonim Februar nicht mehrso viel Geldaufbringen werden ,umden
vollen Lohn auszubezahlen .Die Strassenbahnen können ihre Ausgaben
für Materialien ,Stromundso weiter nicht einstellen .WürdedieGemein¬
deverwaltung also keine Sanierungsmassnahmen für die Strassenbahnen

treffen ,so würdenden Strassenbahnen die 14 Millionen Schilling bei
ihren Auszahlungenfehlen .Die ganzeWuchtdes Kassendefizites ,Monat
für Monatfast ' 2MillionenSchilling ,würdealso denn ,wennkeineMass¬
nahmengetroffen werden ,nur die Angestellten des Unternehmenstreffen .
Müsste :das gesamteKassendefizit beimPersonalaufwandhereingebracht
werden ,so würde dies eine mehr als 2oprozentige Kürzung des Lohneser¬
fordern .Da es offenbar unmöglich ist ,den Beamten und Bediensteten der
Strassenbahneine so einschneidendeLohnherabsetzungaufzuerlegen ,ist
die Gemeindeverwaltunggezwungen ,alle nur irgendwie denkbarenSanierungs
massnahmenfür den Strassenbahnbetrieb rasch durchzuführen .

Vor Besprechung der Sanierungsmassnahmen ist noch die Frage
zu untersuchen ,ob nicht entsprechende Ersparungen beim Sachalfwandder
Strassenbahnen möglich sind .Die Betriebsausgaben der Strassenbahnen
( ohneAbschreibungenundohneZinsen -undKapitalsdienst )werdenimJah¬
re 1933 rund 108 Millionen Schilling betnagen .Davon entfallen auf den
Personalaufwandeinschliesslich der sozialen Ausgabenund der Ruhe -und
Versorgungsgenüsseder Schematistenallein 88 ' 5MillionenSchilling ,das
sind 82 Prozent der Betriebsausgaben .Der sogenannteSachaufwandmacht
rund 1915 Millionen Schalling oder 18 Prozent der Betriebsausgaben aus .
In diesen 19 . 5MillionenSchilling Sachaufwandist eine Reihevennicht
veränderbarenAusgabenenthalten ,wie Steuern ,GebührenundAbgaben,
vonrund ' 1MillionenSchilling undder Kraftstrommit rund 6Millionen
Schilling ,insgesamtalso 11 ' 1MilliönenSchilling Ausgaben ,diedurch
keine Massnahme der Direktion vermindert werden können . Lerrestliche

Sachaufwand macht für das - Betriebsmaterial und für Instandhaltungskosten
der Wagen ,Gebäude und Gleise ' 5Millionen Schilling aus und für die

restlichen Unkosten ' 9Millionen Schilling .Insgesamt macht also der

von der von der Direktion beeinflussbare Teil des Sachaufwandesnur
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' hMillionenSchilling ,das sind nicht ganz8 ProzentderBetriebs¬
ausgaben aus .Wenn man bedenkt ,Jass die Strassenbahnen in besseren

Zeiten allein für Material ' 9Millienen Schilling ( 1927 )und für In¬
standhaltungsarbeitendurchfremdeFirmen ' 1MillionenSchilling
( 1929 )aufgewendethaben ,so ist damitwohlnachgewiesen ,dass mitden
615MillionenSchilling ,die imJahre1933für beideAusgabenposten
aufgewendetwerden ,nur mehrbei Einstellung aller nicht unbedingt
nötigen Arbeiten das Auslangengefundenwerdenkann .ImSachaufwand
der Strassenbahnensind also keine nenneuswertenErsparungenmehrzu

erhoffen .
MiteinigenBeispielensoll auchzur Ansicht ,dass durchMehr¬

fahren die Einnahmen der Strassenbahnen auch in Krisenzeiten vermehrt
werden können ,Stellung genommen werden .Die Wiener Strassenbahnen haben
schon im Jahre 1930 bei ihrem Autobusbetrieb selbst einen solchenVersuch
unternommen .Sie haben das Intervall der Autobuslinie 8 in derstärksten
Betriebszeit ,etwa während2 1/2 Stunden ,umeine Minutegekürztund
dadurch das Platzangebot bedeutend vermehrt .Trotzdem beimAutobus
infolge des Zonentarifs nicht nur das Schwarzfahrensondernschondas
verspätete Einkassieren Verluste bringt ,war das Ergebnis derIntervall¬
kürzung negativ .Die Einnahme je gefahren .s Wagenkilometer ist imDurch¬

schnitt des ganzen Tages von 2½15Schilling auf ' 28Schilling gesun¬
ken .Die gleiche Erfahrung haben alle deutschen Städte gemacht ,die einen
solchen Versuch unternommenhaben ;so hat Darmstadt sein Intervall
von 10 ,Minuten auf 7 1/2 Minuten herabgesetzt und Frankfurt von 8Mi¬auf 6 Minuten ,
nuten /ohne dass auch nur der Abfall von Fahrgästen sichtbar verlang¬
samt wurde .Auch die Versuche ,durch Tarifsenkungen denFahrgästeabfall
aufzufangen ,sind überall fehlgeschlagen .Weder die Tarifsenkung durch
die deutsche Notverordnung noch die sonstigen von deutszhen Strassen¬

bahnendurchgeführten Tarifermässigungenhaben neue Fahrhästegeworben ,
ja nicht einmalvermocht ,denweiterenFahrhästeabfalleinzudämmen .
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DieGemeindeverwaltungist daperderAnsicht ,dassdassKassen¬
defisit derStrassenbahnenimJahre1933nurdannbeseitigtwerden
kann ,wennalle andemBestehenderStrassenbahneninteressiertenKreise
Opferbringen .DieGemeindeverwaltungkann ,wieobendargelegt ,nicht
alleindenAngestelltenderStrassenbahnenzumuten,dengesamtenAbgangzu

aufsich /ehmen.SiemussdaherauchMassnahmeninVorschlagbringen,
die denFahrgästenderStrassenbahnein Opferauferlegen .Fernerwird
auchdieGemeindeverwaltungselbstderTatsacheRechnungtragen,dass
dieStrassenbahnennichtmehrinderLagesind ,alleindieKostender
unentgeltlichenBeförderungderArbeitslosenzutragen .SchliesslichmüssenbeidiesemAnlassdiefinanziellenVerhältnissederPensions-¬
kasse ,derenDefizitdieStrassenbahnenjährlichmitmehrals3 '8Mill.
Schillingbelastet ,in Ordnunggebrachtwerden.

NurwennalledieseKreise ,dieFahrgäste,dieGemeindeverwaltung
selbst ,diePensionsparteienunddieMitgliederderPensionskasseeinen
TeildesKassendefizitsübernehmen,wirdesmöglichsein ,dasvonden
AngestelltenderStrassenbahnenzuforderndeOpferin erträglichenGren¬zen zuhalten .

DieStrassenbahndirektionlegtderGemeindeverwaltungfolgendeTarif¬undSanierungsvorschlägevor :
1 .Tarifmassnahmen.

DerPreisdesSchaffnerfahrscheines( 32g )sollunverändertbleiben;
derPreisdesVorverkaufsfahrscheinessoll von30g auf31gerhöht
werden.AlleübrigenKartenkategorien(Kinder-undSchülerfahrkarten,
Früh- ,Hin-undRückfahr. ,Wochen-,Strecken-undZeitkarten)werdenum
2GroschenjeFahrterhöht. Siebleibenabernochimmergegenüberdemnor¬
malenFahrscheinvon32Groschenausserordentlichbegünstigt,wieinkei¬ner anderen Stadt .

ImAutobusbetriebsollendieTagesfahrscheineumje5gerhöht
werden,alsovon10auf15g ,von20auf25g ,von30auf35g ,von10auf15gundvon50auf55g .DementsprechenderhöhensichdieVorver¬
kaufs-undZeitkarten.imNachtverkehrderAutobussesolljedeTeilstreckein Zukunft 25 g kosten ,also

L . mehr" "
DiebisherbestandeneBestimmung,dassbeiFahrten ,diedenRingüber¬

schreiten ,mindestensein30- -Fahrscheinzulösenist ,sollaufgelassen
werden .Diesbedeutet ,dassfür dasBefahrenje einerTeilstreckevor
undnachdemRingstattheute30g ,inZukunftnur25gzubezahlenseinwerden .

DieStrassenbahndirektionhatauchdieschonoftverlangteEinfüh¬
rungeinesKurzstreckenfahrscheineserwogen.DieEinführungeinesKurz¬
streckenfahrscheinesüberzweiTeilstrecken,wieerimFriedenbestanden
hat ,ist unmöglich ,weildieJeberwanderungdernochvorhandenenZwei-¬
Teilstrecken-FahrgästevomTagesfahrscheinaufdenneuenKurzstrecken¬
FahrscheinsogrosseVerlustemitsichbringenwürde,dass1leanderen
Tarifpositioneneinschneidenderhöhtwerdenmüssten,umdiesenVerlust
wettzumachen .DieStrassenbahndirektionhat abererwogen ,einenKurz¬
streckenfahrscheinfüreineTeilstrecke- etwa2Kilometer-(gültignuraufderStrassenbahnundohneUmsteigberechtigung)einzuführenund
hiefüreinenFahrpreisvon20Groschenzuverlangen .EinsolcherFahr¬
scheinbestehtzumBeispielinBudapest.GeradedasBudapesterBeispiel20

att 20 25g
te 50 g

60 75 2
" 80bezw .1S1S .
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zeigt aber ,dass dort 20 % aller Fahrgäste den billigen Fahrschein be¬

nützen ,dass also auch in Wien bei Einführung dieses Fahrscheines

mit einer entsprechend starken Ueberwanderungvon dervollbezahlten
Fahrkarte auf den neuen Teilstreckenfahrschein zu rechnen wäre .Die
angestellten Berechnungen haben ergeben ,dass diese Ueberwandefungsver¬

luste so gross wären ,dass sie auf keinen Fall durch die Mehreinnahmen
aus den neu angeworbenenFahrgästen gedeckt werdenkönnten .DieEinfüh¬
rung eines solchen Fahrscheines würde also die Erhöhung der Langstrecken¬

fahrkarte um mindestens 2 g ( von 32 g auf 3l g ) erfordern .DieErhöhung
der normalen Fahrscheingattung würde aber wieder einen neuen Abfall von
Fahrgästen auslösen ,und zwar in einem Ausmass ,das gerade in Zeiten
einer Wirtschaftskrise leicht einen katastrophalen Umfang annehmen

kennte .Die Gemeindeverwaltunghält es daher für klüger ,dieEinfihrung
eines Kurzstreckenfahrscheines bei gleichzeitiger Erhöhung der Lang¬

streckenfahrkarte auf wirtschaftlich bessere Zeiten aufzuschieben .
2 .Personalmassnahmen.

Die Strassenbahndirektion muss auch Sparmassnahmen beimFerscnal¬
aufwand vorschlagen .Die Tariferhöhungen können nur den kleineren Teil
des unbeeingt notwendigen Erfordernisses bringen .Weitere Tariferhöhun¬
gen wären für die Bevölkerung nur sehr schwer tragbar .Die Sparmass¬

nahmen beim Personalaufwand müssen die Hauptbezüge erfassen ,es soll
aber ein grosser Teil der notwendigen Ersparungen durch Kürzungder

Beamten
Nebenbezüge gemacht werden .Die Bezüge der undBediensteten
der Strassenbahnendürfen gegenüberden Bezugenanderergleichartiger .
Angestellter oder der Arbeiter und Angestellten vonPrivatunternehmun¬
gen als gut bezeichnet werden .Trotzdem ist in ien heutigen Zeiten
jeder Abstrich schmerzlich .Die Gemeindeverwaltung hat die Vertretungs¬

kerperschaften der Beamten dund der Bediensteten der Strassenbahnen
gestern von der Notwendigkeit von Sanierungsmassnahmen verständigt
und ihnen angekündigt ,dass sie genötigt sei ,mit ihnen darüber Verhandlun
geneinzuleiten .

Zu den geplanten Massnahmengehört auch ,dass die Begünstigungfür
die Familienangehörigen der Strassenbahner und für die Gemeindeangestell¬
ten ,die jetzt den halben Fahrpreis zahlen ,eingestellt werden soll .

3 .Pensionskasse .
DasDefizitderPensionskassebeträgtderzeitrundh Mill .Sjähr¬

lich und wird voraussichtlich in den nächsten Jahren noch stark anstei¬
gen .Zur Beseitigung dieses Defizits ,das fast zur Gänze von denStras¬
senbahnen getragen wird ,müssen den zuständigen Körperschaften entspre¬
chende Anträge unterbreitet werden .
U .Arbeitslosenfahrkarten .

Die Arbeitslosen erhalten für die Fahrt zu den Meldestellen Frei¬
Fahrscheine ,deren Zahl im Jahre 0 1933 voraussichtlich 31 Mill ,

Stück betragenwird .
Die Gemeindeverwaltungerklärt sich bereit ,den Pauschalbetragvon

S 50 . 000 ,den sie jetzt den Strassenbahnen vergütet ,wesentlich zu

erhöhen .
Die Sanierungsmassnahmensollen möglichst rasch verwirklicht werden .

Die Gemeindeverwaltung wird daher die notwendigen Verhandlungen mit dem
Personal der Strassenbahnundmit den Bedienstetenaller anderenUnter¬
nehmungen ,die der Pensionskasse angehören ,unverzüglich einleiten .
Die vorgeschlagenen Tarifmassnahmen werden die zuständigen Gemeinde¬
instanzen in kürzester Frist beschäftigen .


	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]

